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1 Altersversorgung in Deutschland
Dr. Udo Müller, Thomas Hagemann

Die Altersversorgung der Arbeitnehmer in Deutschland beruht auf den drei 
Säulen gesetzliche Rentenversicherung, betriebliche Altersversorgung und 
private Altersvorsorge. Es ist ein interdependentes System, das nur als Ein-
heit betrachtet werden kann.

Abb. 1: Drei-Säulen-Konzept

1.1 Die gesetzliche Rentenversicherung

1.1.1 Versicherungspflicht und Beitragszahlung

Versicherungspflichtig sind gemäß § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI insbesondere alle Per-
sonen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind (Arbeitnehmer). Selbststän-
dige sind nur in Ausnahmefällen versicherungspflichtig. Versicherungsfrei sind 
nach § 5 Abs. 2 und 4 SGB VI u. a. Personen, die als Unternehmer anzusehen 
sind, eine geringfügige Beschäftigung ausüben oder eine Vollrente wegen 
Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen.


